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HARMONIE: In der Rappenberghalde in Tübingen hat sich die Natur besonders angestrengt und dieses Bukett aus mindestens
16 Rosenblüten prächtig gedeihen lassen. Bild: Sommer

Vergewaltigung ist strafbar und
muss rechtlich verfolgt werden –
egal ob die Straftat ein Flüchtling
oder ein Einheimischer begangen
hat (...). Seit 2016 hat sich der Straf-
rechtskatalog erweitert. Mittlerwei-
le kann auch Grapschen oder das
Veröffentlichen von Intimfotos an-
gezeigtwerden. (...)

Der rein statistische Anstieg der
(angezeigten) Straftaten gegen die
sexuelle Selbstbestimmung könnte
vor diesem Hintergrund auch als
Fortschritt der Frauenpolitik gese-
hen werden. Es kommt mehr Licht
ins Dunkel (...). Die AL/Grüne-Ge-
meinderatsfraktion stimmt also
nicht mit der Interpretation des OB
überein, dass Tübingen im letzten
Jahr für Frauen unsicherer gewor-
den ist. Die polizeiliche Statistik für
denKreisTübingenweist sogardar-
auf hin, dass im Jahr 2008 mit 72
Straftaten der bisherige Höchst-
stand erreicht wurde. 2015 und 2016
sind es 55 angezeigte Straftaten. Klar
distanzieren möchten wir uns von
derSchlussfolgerungdesOB,daser-
höhte Risiko für Frauen gehe auf die
Anwesenheit von mehr Flüchtlin-
gen in der Stadt. Der zuständige
Kriminalbeamte zieht diesen
Schlussnicht (...).

In mancher Debatte wird ver-
kürzt: „Der Flüchtling an sich ist ein
Risiko für die sexuelle Selbstbestim-
mungderFrauen inTübingen.“Die-
se pauschale Argumentation finden
wir sehr bedenklich, weil sie weder
dem Problem „Sicherheit von Frau-
en“ (...) noch der Herausforderung
„Integration von Flüchtlingen“ (...)
gerechtwird.BeideAspektemüssen
diskutiert werden und Probleme
müssen offen benannt werden, aber
bitte in ihrerVielschichtigkeit!

Das Vorhaben der Verwaltung,
mehr Präventionsmaßnahmen
durchzuführen und hier Jugendli-
che mit Fluchterfahrung zu integ-
rieren, findenwir sehr gut (...).

Leserbrief zur Tübinger Debatte
über Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung von Frauen –
auch durch Flüchtlinge.

Sehr bedenklich

Uli Baumgärtner,Weilheim,
für die Fraktion AL/Grüne

Nachdem der Tübinger OB jeden
Anlass dazu benutzt, sein Buch
offensiv zu bewerben, muss ihm
aufgrund seiner jüngsten Äuße-
rung entschieden widersprochen
werden:

Es geht einfach nicht an, dass er
unter anderem Folgendes in den
sozialen Medien schreibt: „Tübin-
gen war eine der Städte, in denen
Frauen sich ohne Angst frei be-
wegen konnten. Das hat sich lei-
der verändert.“ Und an anderer
Stelle: „Die Zahlen bundesweit
sind da leider sehr Besorgnis erre-
gend: 2016 waren 9 Prozent der
Tatverdächtigen in Sexualstrafta-
ten Asylbewerber. Das deutet auf
eine stark erhöhte Kriminalitäts-
rate hin.“

Seine Aussagen implizieren,
dass erst seit 2015 die Frauen in
Tübingen nicht mehr sicher sind.
Dies ist im übrigen schlicht und
ergreifend falsch. Laut Polizeista-
tistik sind Flüchtlinge nicht krimi-
neller als Deutsche und Vergewal-
tigungen gab es leider bereits

Ressentiments

schon in den Jahren zuvor. Der
letzte TAGBLATT-Bericht über
einen Serien-Vergewaltiger, der
im übrigen ein studierter Deut-
scher war und in Tübingen seine
Straftaten beging, ist noch nicht so
alt. Im übrigen ist bisher der Tü-
binger OB nicht aufgefallen, sich
besonders für traumatisierte Op-
fer sexueller Gewalt einzusetzen.

Von einem verantwortungsvol-
len Politiker erwarte ich, dass er
die Bevölkerung nicht noch zu-
sätzlich verunsichert. Seine Anti-
pathie gegen Flüchtlinge ist kein
Geheimnis, deshalb ist ihm jeder
Anlass recht, seine Ressentiments
zu bedienen und durch möglichst
viele Auftritte in den Medien sein
Ego zu befriedigen.
Stella Tauber,Wannweil

LieberHerr Palmer,
ich habe Sie bei der letzten

Wahl zur Bürgermeisterschaft
nicht gewählt. Umso dankbarer
bin ich, dass dies viele andere ge-
macht haben.

Ihr Sinn für das Aufgreifen von
Realitäten ist eine Bereicherung
gegen faschistoid anmutenden
Druck – innerparteilich, global,
national und im eigenenKiez.

Meine Stimme haben Sie.
Danke.

Bereicherung

Frank Siebers,Weilheim

Unter den Flüchtlingen sind vie-
le junge Menschen. Meine Bitte
an die Vereine, die Flüchtlinge
für gemeinnützige Arbeiten ab-
zuholen. Sie wollen nicht den
ganzen Tag rumsitzen, sie arbei-
ten gerne in der Natur, aber auch
beim Altpapiersammeln und an-
deren Arbeiten.

Nach den Ferien gehen sie al-
lerdings von Montag bis Don-
nerstag in die Schule. Freitag und
Samstag helfen sie gerne.

Junge Flüchtlinge wollen etwas zu
tun haben, schreibt dieser Leser-
briefautor.

Bitte

Elmar Zebisch, Oberndorf

Wie steht es um das Klima in Tü-
bingen?

Das Käsenbach-/Öhlertal ein-
schließlich der Sarchhalde hat für
Tübingens Stadtklima eine ext-
remwichtige Bedeutung. DasGut-
achten Menz (Anlage 9, S. 27)
spricht hier von einem „Kaltluft-
entstehungsgebiet (Wiesen) mit
hoher Ausgleichsfunktion“. Und
weiter stellt es entlang des Käsen-
bachtals eine „lokal bedeutsame
Kaltluftströmung … mit sied-
lungs-klimatischer Relevanz für
das unmittelbare Umfeld“ fest.
„Zusammen mit den Kaltluftmas-
sen des Öhlertals hat der Kaltluft-
abfluss, der abgeschwächt bis ins
Ammertal gelangen kann, außer-
dem eine gewisse siedlungsklima-
tische Relevanz für das dicht be-
bauteUniversitätsviertel“.

Es besteht allerdings – so führt
das Gutachten Menz weiter aus –
eine „lufthygienische Vorbelas-
tung des Kaltluftabflusses durch
Bebauung oberhalb (Morgenstel-
le)“. Auch wurde Tübingen inner-
städtisch in der letzten Zeit ex-
trem nachverdichtet. Ein längst
bekannter Nachteil der Nachver-
dichtung ist aber der Verlust von
Vegetation, die Behinderung der
Luftzirkulation durch Flächenver-
siegelung und somit eine nicht zu
leugnende Verschlechterung von
Stadtökologie und -klima!

Bei dieser doppelten Vorbelas-
tung des Stadtklimas wäre es ein
nicht wiedergutzumachender
Fehler, die Sarchhalde zu bebauen.
Erst wenn im neuen Flächennut-
zungsplan die Weichen richtig ge-
stellt werden – keine Umwand-
lung der Sarchhalde zur Sonder-
baufläche Klinikum – hätte Tübin-
gen den „European Energy
Award“ verdient!

Leserbrief zur geplanten Änderung
des Tübinger Flächennutzungs-
plans und zur Sarchhalde.

DoppelteVorbelastung

Gabriele Eberspächer, Tübingen

Sind Flächen auf der Alb weniger
wertvoll? fragte ein Zwischenru-
fer bei der Podiumsdiskussion
zum Flächennutzungsplan. Ja, es
gibt tatsächlich Unterschiede zwi-
schen schnell wachsenden Städ-
ten und langsam wachsenden
oder stagnierenden Städten. Da in
Tübingen aufgrund des raschen
Wachstums viele in ökologischer
Hinsicht weniger wertvolle Flä-
chen bereits überbaut sind, blei-
ben tatsächlich vorwiegend wert-
vollere Flächen übrig. In anderen
Orten, die weniger Wachstum,
Stagnation oder gar einen Rück-
gang erleben, sind dagegen eher
noch ökologisch weniger wertvol-
le Flächen übrig.

Je geringer in Tübingen der An-
teil unbebauter Flächen wird, um-
sowertvoller wird das verbleiben-
de Grün. Dagegen ist in Städten
mit relativ wenig Gewerbe, keinen
Kliniken und Forschungseinrich-
tungen, aber vielen Grünflächen,
der relative Wert dieser Grünflä-
chen geringer. Flächenausweisun-
gen, die Arbeitsplätze, medizini-
sche Versorgung und Gewerbe-
steuer mit sich bringen, stiften
dort einen größerenNutzen als im
gut versorgten Tübingen. Arbeits-
plätze an diesen Orten verringern
den Pendlerverkehr nach Tübin-
gen und entlasten den hiesigen
Wohnungsmarkt. Ein Klinikum
auf der Alb ist ein guter Gedanke.

Die Tübinger SPD erhoffte sich von
einem Diskussionsabend Erkennt-
nisse über die Bürgermeinung zur
Fortschreibung des Flächennut-
zungsplans („Umweltschützer do-
minierten“, 14. Juli).

Ein guter Gedanke

AlbrechtMüller, Tübingen

Dass „die ganze Diskussion …
menschen- und gottverachtend“,
weil die Homosexualität „schöp-
fungsbedingt“ sei, kann ich dem
vonmir gewählten Landessynoda-
len nicht durchgehen lassen. So
einfach kann man es nicht ma-
chen; würde das doch auch Pädo-
phile oder Sodomie rechtfertigen.
Als Biologe – den fordert Herr
Kretschmer – konnte ich jahr-
zehntelang nicht begreifen, dass
Homosexualität sich in einer Spe-
zies halten kann. Denn alles höhe-

Leserbriefe zum Thema „Ehe für al-
le“ (Gesprächmit dem Tübinger
Synodalen Harald Kretschmer, 6.
Juli; Gastbeitrag von Prof. Urban
Wiesing, 8. Juli).

Da klingelte es

re Leben basiert auf der Vereini-
gung von männlich und weiblich,
der Rest ist Verschwendung.

Doch dann las ich: Wirft man
zwei Schimpansen Bananen zu,
dann frisst die der stärkere und
der schwächere schmollt. Tutman
dies mit zwei männlichen oder
zwei weiblichen Bonobos, dann
machen die zuerst Sex miteinan-
der und verzehren dann die Bana-
nen gemeinsam. Da klingelte es:
Die Frühmenschen lebten in Hor-
den von 50 bis 100 Individuen. Um
den Zusammenhalt zu sichern
und Rivalitäten abzumildern eig-
neten sich homoerotische Gefüh-
le.Weil nun in der Biologie alles in
Variationsbreiten auftritt – siehe
die Körpergröße – bildeten sich
von extrem hetero- bis homosexu-
ell alle Schattierungen.

Dem sollte man in der Weise
Rechnung tragen, dassman homo-
sexuellen Partnern staatliche und
kirchliche Sanktionierungen zu-
kommen lässt. Der heterosexuel-
len Vereinigung als Erzeuger von
Leben, Gemüt, Seele, Geist ist je-
doch ein einmaliger Status einzu-
räumen!Und jungenMenschen zu
vermitteln. Würde ProfessorWie-
sings scharfsinnige, wenngleich
„kant-lastige“ Analyse diese biolo-
gische Nachhaltigkeit berücksich-
tigen, richtete sie sich gegen die
Gleichschaltung, änderte also ihre
Stoßrichtung um 180 Grad.
Lutz Adam, Hirschau

Prof. Wiesing behauptet, die „Öff-
nung“ des Ehebegriffs für Homo-
sexuelle sei eine bloß politische,
vom Staat zu regelnde Frage, keine
Gewissensfrage der Abgeordne-
ten. Das wäre so, wenn die Ehe ei-
ne Erfindung des Staates wäre. Er
findet sie aber aufgrund der biolo-
gischen Zweigeschlechtlichkeit
des Menschen vor. Von daher ist
klar, was das Grundgesetz mit
„Ehe und Familie“ meint. Mit der
„Öffnung“ werden Ehe und Fami-
lie entkoppelt. Dies sei durch den
gesellschaftlichen Wandel be-
dingt, heißt es. Dem ist aber nicht
so. Vielmehr soll ihm dadurch erst
zum Durchbruch verholfen wer-
den, so der Moraltheologe Eber-
hard Schockenhoff, der deshalb
von einem „Missbrauch des Ehe-
begriffs“ spricht. Die Missachtung
der Naturvorgaben „schadet“ der
Ehe, weil mit der Entkoppelung
von der Familie unklar wird, dass
nur die Ehe als „natürliche Keim-
zelle“ den Fortbestand der Gesell-
schaft garantieren kann, weshalb
sie ja auch unter dem Schutz des

Entkoppelung

Staates steht. Dieser muss nicht
„das Zusammenleben von [homo-
sexuellen] Menschen regeln“, das
kann ihm vielmehr ganz egal sein.
„Diskriminiert“ sind sie vom Aus-
schluss auch nicht, weil es bei der
Ehe als Keimzelle nicht um ir-
gendein Heterosexuellen gewähr-
tes Privileg geht. Unter „Ge-wis-
sen“ ist wörtlich eine Gesamtheit
von Wissen oder ein Mitwissen
(lat. con-scientia, griech. syn-de-
resis) mit dem allem humanen
Handeln eingestifteten Sinn des
Guten zu verstehen. Gibt es den
nicht, dann kann der Staat rechts-
positivistisch auch Unrecht zu
Recht erklären. Doch genau das
wollten die Väter des Grundgeset-
zes nach den Erfahrungen des
NS-Staates verhindern.
KlausW. Hälbig, Rottenburg

Christliches Abendland?Martin Lu-
ther-Jahr! „Ehe füralle“. Fürmichals
Christin ist die Ehe keine rein ver-
tragliche Angelegenheit, sondern
vor allem eine von Gott gestiftete
Ordnung.Deshalb stelltGott, als der
Schöpfer, diese Verbindung von
Mann und Frau, die Ehe, unter sei-
nen besonderen Segen und sein
schützendes Gebot. Wie er über-
haupt das Leben, das Eigentum und
die Ehre von uns Menschen durch
seineGeboteschützt.

Schützendes Gebot

Ilse Roser, Tübingen

Seit der Podiumsdiskussion in der
Zehntscheuer mit dem Thema
„Der Kopp-Verlag – Umgang einer
Stadt mit rechter Hetze“ bin ich
öfters gefragt worden, warum
Herr OBNeher nicht beanstandet,
dass der Kopp-Verlag rechtsradi-
kales Gedankengut verbreitet. Ich
habe geantwortet, dass der OB
rein formalrechtlich argumentie-
re, dass kein Buch des Verlags ver-
boten sei. Als Jurist weiß er je-
doch, dass ein Verbot oder eine
Verurteilung wegen Volksverhet-
zung nur schwer erreichbar sind,
da das Grundrecht der Meinungs-
freiheit hoheHürden aufstellt.

Ich habe immer betont, dass die
Meinungsfreiheit auch für den
Kopp-Verlag gilt. Allerdings ist
auch eine Volksverhetzung, die
noch nicht bestraft wird, ein ge-
fährliches Gift. Der Kopp-Verlag

Nachklapp zur Rottenburger Podi-
umsdiskussion über den Kopp-Ver-
lag am 28. Juni.

Geistige Zulieferer

gilt als führender rechtspopulisti-
scher Verlag in Deutschland. Be-
reits im Jahr 2008 hat es ein Best-
sellerautor und guter Freund des
Verlegers bedauert, dass es in
Deutschland keinen Geert
Wilders und keine Susanne Win-
ter gibt. Wilders ist der erfolgrei-
che Rechtspopulist in den Nieder-
landen, und Winter gehörte zum
rechtsradikalen Flügel der FPÖ in
Österreich. Der Kopp-Verlag ist
der wichtigste geistige Zulieferer
für AfD und Pegida. Die rechtspo-
pulistischen Hauptinhalte wie Is-
lamfeindlichkeit, Fremdenfeind-
lichkeit, Europafeindlichkeit, Na-
tionalismus und Geschichtsrevisi-
onismus stimmen überein.

Herr Ob Neher hat die AfD als
stark rechtsextrem beurteilt. Sein
Parteifreund Innenminister Strobl
bezeichnet sie als rechtsradikal.
Es bedeutet einen krassen Wider-
spruch, dass der OB den Giftpro-
duzenten schont, den Verwender
des Gifts aber scharf angreift. Hat
er Angst vor demKopp-Verlag?
Albert Bodenmiller, BadNiedernau

Welche Inhalte in Büchern und
Medien des Kopp-Verlags sowie in
Reden bei Pegida-Aufmärschen
transportiert wurden und werden,
ist genug dargetan. Die Rückwärts-
gewandtheit in brauneZeiten sticht
hervor, das Schüren von Ängsten
(...), die Herabwürdigung anderer
Rassen, unserer staatlichen Organe
und von KanzlerinMerkel (von OB
Neher mit dem Eugen-Bolz-Preis
beschenkt!). Jene, die auf dem
„rechten Auge blind“ bleiben wol-
len, ficht das nicht an. So auch bei
der Diskussion in der Rottenburger
Zehntscheuer. „Rechtspopulismus“
– klar, damit muss man leben, eine
Demokratiemuss sowas aushalten:
„Meinungsfreiheit“! Gut denn.
„Gut“? Gut – eine schwierige Kate-
gorie. Beleidigungen, Schmähun-
gen? „Fakes“? Angstmache, Verun-
sicherung? Das Verführungspoten-
zial, das Schüren von Hass? Doch
nicht gut.

Meines Erachtens besonders
schlecht: Erschütternde Zeugnisse
legten Albert Bodenmiller und
Hermann Steur vor: Gewaltandro-
hungen übelster Art, ja Todesdro-
hungen, weil sie vor Produkten des
Kopp-Verlags gewarnt hatten –
„Meinungsfreiheit“?! (...)

Was geschieht? Von OB Neher
kein Zeichen von persönlichem
Mitgefühl, Bedauern, nichts zu re-
vidieren – er würde heute genauso
verfahren wie damals (Grund-
stücksverkauf anKopp)!Der Beifall
von der lauten rechten Fraktion
macht ihn offensichtlich stark (...).
Hie das juristische Recht des Ge-
schäftsmanns, dort das humane
Recht seiner Gemeinderatskolle-
gen auf körperliche Unversehrt-
heit, auf Bewahrung vor Angst, Be-
drohung, und nicht zuletzt das
Recht der Menschen auf Bewah-
rungvor SchmutzundGestank.

Erschütternd

Hans Sayer, Rottenburg

Ein „Garten für alle“ sollte am
Samstag am Haering-Haus eröff-
net werden. So wurde es hier im
Blatt angekündigt und so stand es
auch an der Eingangstür des Gar-
tens. Doch was ich vorfand, war
kein „Garten für alle“, sondern ein
Garten für aufrecht gehendeMen-
schen. Mitbürger, die auf einen
Rollstuhl oder einen Rollator an-
gewiesen sind, haben keine Chan-
ce, die steile Treppe am Eingang
des Gartens zu überwinden. Einen
anderen Zugang zum Garten gibt
es nicht. Wie kann da von einem
„Garten für alle“ die Rede sein? In-
wieweit überprüft das TAG-
BLATT Angaben von Dritten, be-
vor es einen Artikel druckt? Sollte
man als Journalist/in nicht etwas
sorgfältiger mit Sprache umge-
hen?Wenn ein Personenkreis aus-
geschlossen wird, ist es eben nicht
mehr für alle!

DerMuseumsgarten des Theodor-
Haering-Hauses in Tübingen soll ein
Treffpunkt fürNaturliebhaber und
Hobbygärtnerwerden (15. Juli). Dort
sind zwar allewillkommen, nur
schaffen es nicht alle hinein.

Keine Chance

Gerhard Bölstler, Tübingen




